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Klägerin und Revisionsklägeriny

Prozeßbevollmächtigte: ° 0 o o o ° ° ° ° „ ° 0 0 o c

Beklagter und Revisionsbeklagter°

Der 8„ Senat des Bundessozialgeriehts hat am199 Ok—
tober 1967 gemäß@@1659 153 Abs° 1 124 Abs„ 2 des
Sozialgerichtsgesetzes ohne mündliche Verhandlung

durch

Senatspräsident S t e n g e l

— Vorsitzender—9

Bundesrichter ' Dro N e u h a u s und

Bundesrichter P'e t e rls e'n '

Bundessozialriohter Dro P a u l s e n und

Bundessozialrichter H a a s. '

für Recht erkannt:

-Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Landeem

sozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom 150 Januar 1967

wird zurückgewiesen„

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens sind

nicht zu erstatten° '
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Die Klägerin bezieht Witwenversorgung aufgrund des Bundesver—

sorgungsgesetzes (BVG)„ Ihren Antrag auf Gewährung von Scha—

densausgleich nach @40 a BVG idF des 20 Neuordnungsgesetzes
(NOG) lehnte das Versorgungsamt ab„ Der Ehemann der Klägerin

hätte zur Zeit der Antragstellung das 650 Lebensjahr vollen:

det; deshalb könne nur die Hälfte von 75 VOHQ seiner Ein—

künfte als Facharbeiter der Leistungsgruppe l im Baugewerbe

dem derzeitigen Einkommen der Klägerin gegenübergestellt

werden‚ so daß die Voraussetzungen des @ 40 a Abso 1 BVG

nicht erfüllt seien° Widerspruch, Klage und Berufung hatten

keinen Erfolg„

DasBerufungsgericht hat mit näherer Begründungausgeführt;
die Vorschrift des 5 3 Abso 5 der Verordnung zur Durchführung
des © 30 Abso 5 und 4 BVG vom 500 Juli 1964 (BVG) sei vorm
fassungskonformo Sie halte sich innerhalb der durch @ 40 a
Absc l und 2 BVG gesteckten Grenzen und innerhalb der durch

@ 40 a Abs„ 4 ioV„mc @ 30 Aber 7 BVG erteilten Ermächtigung°

Da sonach von dem nach @ 3 Abso l DVO festzusctzenden mut»

mäßlichen Einkommendes Ehemannesder Klägerin nur 5/4 von
der Verwaltung zu Recht angerechnet worden mien„ hat es die

Berufung zurückgewiesen und die Revision zugelassene

Die Klägerin hat Revision eingelegt und dem Sinne nach bean—
tragtg ' ' ' ..“ ‘ '

die Urteile der Vorinstanzen sowie die Ver■altungs—

bescheid€ aufzuheben und den Beklagten zu verurtei—

len9 bei der Berechnung des Schadensausgleichs als
' Durchschnittseinkommen die ungekürzten Bezüge eines

Facharbeiters der Leistungsgruppe l im Baugewerbe

anzusetzeno.

Sie rügt mit näherer Begründung eine Verletzung des 5 40 a
Abso 2 Sätze 2 und 3 BVG und ist der Ansicht, daß @ 3 Abso 5
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DVO über den Rahmen der Ermächtigung des @ 40 a Abso 4 und

5 30 Abs° 7 BVGgehe und nicht verfassungskonform seio

Der Beklagte beantragt&

die Revision der Klägerin als unbegründet

zurückzuweiseno

-Er hält mit näherer Begründung die angefochtene Entscheidung

für zutreffende

Beide Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung einverstanden erklärte

Die Klägerin hat die durch Zulassung statthafte Revision

form— und fristgerecht eingelegt und begründet„ Ihr Rechts—

mittel ist zulässig? kann aber keinen Erfolg habeno

Streitig ist für die Geltungsdauer des 20 NOG9 ob die Ver—

waltung das bei der Berechnung des Schadensausgleichs der

Witwe zu ermittelnde mutmaßliche Einkommen ihres Ehemannes

zu Recht um25%gem {>11 iov„mo @‘3 Abso5 der nvo gekürzt
hato Dies haben die Vorinstanzen zutreffend bejahto

Die Vorschrift des @ 3 Abso 5 DVG hält sich in den Grenzen

der Ermächtigung des @ 40 a Abs° 4 ioVom° @ 50 Abs„ 7 BVGo
Sowohl der Wortlaut als auch ihr Sinn haben der Bundesregie—

rung die Möglichkeit gegeben; näher zu bestimmen, "welche
Vergleichsgrundlage „oO zur Ermittlung des Einkommensverlustes

heranzuziehen ist"° Damit deckt die Ermächtigung die Heranzie—

hung nicht nur der in 5 2 DVD umrissenen durchschnittlichen

Bruttoverdienste, sondern auch deren Kürzung als vergleich—

bare Einkünfte° Insoweit handelt es sich auch — entgegen der

Ansicht der Klägerin — nicht nur um eine verfahrensrechtliche

Regelung? sondern um Vorschriften, durch welche der Anspruch

gemäß der vorgesehenen Einordnung des Beschädigten in eine

bestimmte Berufsgruppe oder Besoldungsstufe sachlich—recht-
lich begrenzt wird„ Das Berufungsgericht hat ebenfalls zu«

treffend die Grundsätze des Schadsnsausgleichs berücksichtigto

%
.
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Denn nach dem BVG muß ebenso wie bei der Rente auch beim Scha-

densausgleich der Gesichtspunkt einer individuellen Entschädie

gung zu Gunsten eines generalisierten oder pauschalierten Maß—

stabes zurücktreteno Gemäß diesen Grundsätzen aber kann davon

ausgegangen werden, daß nach der Vollendung des 650 Lebensjahres

sich das Einkommen der bis dahin Tätigen minderto Wenn es im

Hinblick auf die beamtenrechtliche Regelung mit 75 voH° der vor—

her verdienten Einkünfte festgesetzt wird, so entSpricht dies

sachlich—rechtlichen Erwägungen und verwertet so umfangreiche

Erfahrungen? daß der hierdurch gewonnene generalisierende Maß—

stab gerechtfertigt ist° Der Senat folgt insoweit der Entschei—

dung des lo° Senats vom 16„ Februar 1967 (SozR DVO zu 5 30

Abso„3 und 4 BVG‚ @ 4 Nr° l) und tritt ihr voll inhaltlich beio

Da mithin die Revision nicht begründet war, war sie gemäß 5 170

Abs° 1 Satz 1 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) zurückzuweiseno

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf @ l93 Abso l SGGO

Dadie Voraussetzungender @@1653153Abs„li„'124 Abs°2 sec
erfüllt waren? konnte der Senat ohne mündliche Verhandlung

durch Urteil entscheiden°
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